
Aktenzeichen:  6 AZR 881/77  
LAG Ber l in U r t e i l  des BAG vom 13. November 1979

Für das Nachschlagewerk: Nei n
Für die Fachpresse: Nein
Für die Amt l iche Sammlung: Nein

Gesetz:  BGB §§ 180,  177 Abs. 2; KSchG §§ 9,  10
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6 AZR 881/77 
4 Sa 15/77 Berlin

Im Namen des Volkes!
Verkündet am 
13. November 1979

gez. Stöcker, Urteil
Amtsinspektorin 
als Urkundsbeamter
der Geschäftsstel le In Sachen

pp.

hat der Sechste Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 13. November 1979 durch den 
Vorsitzenden Richter Prof. Dr. Auffarth,  die Rieht er Roeper 
und Dr. Leinemann sowie die ehrenamtlichen Richter Dr. Hollmann 
und Lehmann für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Ur te i l  des 
Landesarbeitsgerichts Berl in vom 11. August 1977 
- 4 Sa 15/77 - wird zurückgewiesen.

Die Kosten der Revision t rägt  der Kläger.
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Tatbestand:

Der Kläger war bei der Beklagten, einer Körperschaft 
des öffent l ichen Rechts, seit  1. Juli  1974 als Geschäftsführer 
aufgrund eines am 25. Januar 1974 von der Delegiertenversamm­
lung der Beklagten genehmigten Arbeitsvertrages t ä t i g .  Am 
29. Juni 1976 kündigte die Beklagte das Arbeitsverhäl tnis mit 
dem Kläger fristgemäß zum 31. Dezember 1976.

Nachdem der Kläger am 2. Juli  1976 Kündi gunqsschutzk1 age 
erhoben hatte,  forderte er die Beklagte am 28. September 1976 
auf,  ihm mi tzutei len,  ob die Genehmigung der Delegiertenver­
sammlung der Beklagten zu seiner Entlassung vorl iege.  Die Be­
klagte unterr ichtete den Kläger am 21. Oktober 1976 davon, 
daß die Delegiertenversammlung die Kündigung am 19. Oktober 
1976 g e b i l l i g t  hatte.

Der Kläger hat die Kündigung für unwirksam gehalten, weil 
ihm die gemäß § 14 Nr. 1 Satz 3 der Satzung der Beklagten er ­
forder l iche Genehmigung durch die Delegiertenversammlung ent­
gegen § 180, § 177 Abs. 2 BGB nicht fristgemäß innerhalb von 
2 Wochen m i tgete i l t  worden sei; jedenfal ls  sei die Kündigung 
sozial ungerechtfert igt .

§ 14 Nr. 1 der Satzung der Beklagten lautet :

"Der Vorstand führt  die Geschäfte der Kammer im 
Rahmen des Haushaltsplanes. Er beschließt über 
die Einstel lung und Entlassung von Angestel l ten.
Verträge über die Einstel lung und Entlassung 
lei tender Angestel l ter  bedürfen der Genehmigung 
durch die Delegiertenversammlung."

Der Kläger hat beantragt festzuste l len ,  daß das Arbeits­
verhäl tnis durch die Kündigung vom 29. Juni 1976 nicht aufge­
löst wird und über den 31. Dezember 1976 hinaus fortbesteht .  
Die Beklagte hat beantragt,  die Klage abzuweisen, hi l fsweise,  
das Arbeitsverhäl tnis des Klägers gemäß §§ 9, 10 KSchG aufzu­
lösen.

Das Arbeitsgericht  hat das Arbeitsverhäl tnis des Klägers 
zum 31. Dezember 1976 aufgelöst und die Beklagte v e r u r t e i l t .
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an den Kläger eine Abfindung gemäß §§ 9, 10 KSchG in Höhe von 
11 .100 , - -  DM zu zahlen. Auf die Berufung des Klägers hat das 
Landesarbeitsgericht die Abfindung auf 11.739,06 DM festgesetzt  
und im übrigen die Berufung zurückgewiesen.

Mit der Revision verfolgt  der Kläger sein Verfahrensziel  
erster Instanz wei ter ,  soweit ihm bisher nicht entsprochen i s t ,  
während die Beklagte um Zurückweisung der Revision b i t t e t .

Entscheidungsgründe:

Die Revision is t  nicht begründet.

Nachdem rechtskräf t ig  fes ts te ht ,  daß die Kündigung der 
Beklagten sozial  nicht gerecht fer t ig t  i s t ,  beschränkt sich die 
Auseinandersetzung der Parteien nur noch darauf, ob die Kündi­
gung der Beklagten nach § 14 Nr. 1 Satz 3 der Satzung der Ge­
nehmigung durch die Delegiertenversammlung bedurft hätte,  diese 
Genehmigung dem Kläger nicht innerhalb der Fr is t  nach § 180,
§ 177 Abs. 2 BGB mi tge te i l t  worden ist  und auch infolge dessen 
das Arbeitsverhäl tnis nicht gegen eine Abfindungszahlung hätte  
aufgelöst wer den dürfen.

Das Landesarbeitsgericht hat einen Verstoß der Beklagten 
gegen § 14 Nr. 1 Satz 3 der Satzung mit der Begründung verneint ,  
der Kläger könne die Unwirksamkeit der ihm gegenüber erklärten  
Kündigung vor allem deshalb nicht auf § 14 Nr. 1 Satz 3 der 
Satzung zurückführen, weil diese Kündigung eine e inse i t ige empfangs 
bedürft ige Wil lenserklärung beinhal te,  die Satzungsbestimmung j e ­
doch nur auf Verträge über die Entlassung lei tender Angestel l ter  
anwendbar sei .  Weder dem Wortlaut noch dem Sinnzusammenhang von 
§ 14 Nr. 1 Satz 3 der Satzung könne entnommen werden, daß es 
sich bei der Wortwahl in dieser Bestimmung um eine ungenaue, 
nicht wört l ich zu nehmende Ausdrucksweise gehandelt haben so l l t e .

Diesen Erwägungen des Landesarbeitsgerichts is t  beizutreten.  
Die Angri f fe der Revision hiergegen recht fer t igen keine andere 
Beurtei lung.
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Der Revision is t  zwar darin zuzustimmen, daß die Regelungen 
über die Stel lvert retung ohne Vertretungsmacht des Privatrechts  
auch auf Organe von Körperschaften des öf fent l ichen Rechts an­
zuwenden sind (BGHZ 32, 375 /"381_7; BGH MDR 1962, 374; Soergel-  
Schultze-v.  Lasaulx, BGB, 10. A u f l . ,  § 177 Rdnr. 10) .  Daraus 
f o lg t  aber entgegen der Auffassung der Revision nicht ,  daß aus 
einer die Stel lvert retung einschränkenden Satzungsreqelung ge­
schlossen werden müßte, daß sie entgegen ihrem Wortlaut auch 
auf e inse i t ige Rechtsgeschäfte anzuwenden sei .

Für die Beantwortung der Frage, ob der Vorstand der Beklag­
ten gegenüber dem Kläger ohne Mitwirkung der Deleqiertenversamm- 
lung wirksam kündigen konnte, ist  von § 14 Nr. 1 Satz 3 der Sat­
zung auszugehen. Die Überprüfung der Auslegung dieser Bestimmung 
durch das Landesarbeitsgericht is t  zwar in der Revisionsinstanz 
nicht darauf beschränkt, ob Denkgesetze, allgemeine Erfahrungs­
sätze oder anerkannte Auslegungsgrundsätze v e r l e tz t  sind. Das 
Revisionsgericht hat die Satzungsregelung vielmehr selbständig 
auszulegen. Diese Prüfungsbefugnis hat das Bundesarbeitsgericht  
u.a.  berei ts für die Satzungen von rechtsfähigen Stiftungen 
(AP Nr. 1 zu § 611 BGB Faktisches Arbei tsverhäl tnis)  und für  
die Satzung von Gewerkschaften (BAG 16, 329 / “336 7 = AP Nr. 1 
zu § 2 TVG Tar i fzuständigkei t  /"zu I I  2 der Gründe 7 ) ,  also 
insbesondere auch bei Verbänden des Privatrechts angenommen. Der 
Senat schl ießt sich dieser Rechtsprechung auch für die Satzun­
gen von öf fen t l i ch- recht l ichen  Körperschaften an. Auch hier han­
delt es sich um Vorschri f ten,  die vor allem auch die äußeren 
Rechtsbeziehungen der Körperschaft im Rechtsverkehr mit Dr i t ten  
regeln ( für  die Satzung der Versorgungsanstalt der Bundespost 
vgl .  insoweit entsprechend BAG AP Nr. 1 zu § 242 BGB Ruhegehalt - 
Zusatzversorgung).

Entgegen der Auffassung der Revision is t  aber die Auslegung 
von § 14 Nr. 1 Satz 3 der Satzung der Beklagten durch das Landes­
arbei tsger icht  nicht zu beanstanden. Die Vorschri f t  schränkt 
nach ihrem Wortlaut eindeutig die Befugnis des Vorstandes der
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Beklagten nur für Verträge über die Einstel lung und Entlassung 
lei tender Angestel l ter ein. Damit verb le ibt  es h insicht l ich  der 
einseit igen Beendigung der Arbeitsverhäl tnisse dieser Personen 
bei der dem Vorstand in § 14 Nr. 1 Satz 1 und 2 der Satzung ein­
geräumten Kompetenz. Dem steht im Gegensatz zur Meinung der 
Revision nicht entgegen, daß der Gebrauch des Wortes "Entlassung" 
bei Verträgen über di e Been di gung von Arbeitsverhältnissen unan­
gebracht sei ,  weil "Entlassung" nach allgemeinem Sprachgebrauch 
die Kennzeichnung einer einseit igen Handlung des Arbeitgebers,  
nämlich die der Kündigung sei .  Dieser Hinweis zwingt nicht dazu, 
der sprachlichen Wendung "Verträge über die Einstel lung und Ent­
lassung" zu entnehmen, daß mit dem Wort "Entlassung" auch Kündi­
gungen von der Genehmigungspflicht durch die Delegiertenversamm­
lung umfaßt werden sol len.  Vielmehr is t  aus der Verwendung des 
Wortes Entlassung in § 14 Nr. 1 Satz 2 und § 14 Nr. 1 Satz 3 der 
Satzung zu folgern,  daß nach der Satzung der Beklagten mit d ie ­
sem Wort allgemein die Beendigung eines Arbeitsverhältnisses be­
zeichnet wird.  Ist  damit nach dem Wortlaut der Satzungsbestimmung 
davon auszugehen, daß nur die vert rag l iche Beendigung von Arbeits­
verhältnissen lei tender Angestel l ter  der Genehmigung der Dele­
giertenversammlung bedarf,  kann die Wirksamkeit der dem Kläger 
erklärten Kündigung nicht an einer fehlenden oder verspäteten 
Genehmigung der Delegiertenversammlung scheitern.  Entgegen der 
Auffassung der Revision kann auch nicht von der Genehmigungs­
bedür f t igke i t  von Verträgen über die Beendigung auf die Genehmi­
gungsbedürftigkeit von Kündigungen durch die Beklagte geschlossen 
werden, da die Kündigung nicht ein Minus gegenüber der vertrag-  
l ichen Beendigung i s t .  Damit kann schl ießl ich dahingestel l t  
bleiben, ob der Kläger lei tender Angestel l ter  im Sinne der Sa­
tzung der Beklagten war.

Kann die Kündigung des Arbeitsverhältnisses des Klägers zu 
der Beklagten nach § 14 Nr. 1 Satz 3 der Satzung nicht beanstan­
det werden, bestehen gegen die ger icht l iche Auflösung des Ar­
beitsverhältnisses und die Festsetzung einer Abfindung nach §§ 9, 
10 KSchG keine revisionsrechtl ichen Bedenken. Bei der Entschei­
dung über die Auflösung des Arbeitsverhältnisses nach § 9 KSchG
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handelt es sich um die Anwendung eines unbestimmten Rechtsbe­
g r i f f s ,  bei dem den Tatsacheninstanzen ein Beurtei 1ungsspielraum 
zusteht.  Damit is t  die Auflösung des Arbeitsverhältnisses in der 
Revisionsinstanz nur daraufhin nachprüfbar, ob das Landesarbeits­
gericht dabei gegen Denkgesetze, allgemeine Erfahrungssätze oder 
anerkannte Auslegungegrundsätze verstoßen hat (vgl .  zum Begri f f  
der Zumutbarkeit nach § 626 BGB = BAG 9, 263 / “ 265 7 = AP Nr. 42 
zu § 626 BGB /"zu I I I  2 der Gründe_7; BAG 24, 401 /"407_7 = AP 
Nr. 65 zu § 626 BGB /"zu I I I  1 der Gründe 7) .  Dafür hat die Re­
vision nichts dargetan.

gez.:  Dr. Auffarth Roeper Dr. Leinemann

Dr. Hollmann Lehmann
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